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Rechtssicherheit schafft Geborgenheit
Dr. ERICH FRITSCH,
Bürgermeister der Kreisstadt Annaberg-Buchholz

Im Brief der Teilnehmer der erweiterten Tagung des Natio­
nalrates'der Nationalen Front der DDR vom 7. Dezember 1984 
(ND vom 8./9. Dezember 1984, S. 3) an den Generalsekretär 
des Zentralkomitees der SED und Vorsitzenden des Staatsrates 
der DDR, Erich Honecker, heißt es schlußfolgernd nach der 
9. Tagung des Zentralkomitees der SED u. a., daß sie

Ordnung, Sauberkeit und Einhaltung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit gewährleisten werden und dazu allerorts 
ihre Anstrengungen vervielfachen, um das in Ordnung 
zu bringen, was noch nicht in Ordnung ist, daß sie in den 
Wohngebieten der Städte und Gemeinden für einen wei­
teren Aufschwung des geistig-kulturellen Lebens wirken 
werden.

Mit dieser Erklärung identifizieren sich die Abgeordneten 
unserer Kreisstadt; sie entspricht voll unserer Aufgabenstel­
lung in Vorbereitung des XI. Parteitages der SED. Dabei stüt­
zen wir uns auf gesicherte und bewährte Erfahrungen, die es 
auszubauen gilt.

Stärkung der Staatsmacht
schließt Festigung der Gesetzlichkeit ein

Der Erfolg unserer bisherigen Tätigkeit hat seine Grundlage 
in der unter Führung der Ortsleitung der SED betriebenen 
planmäßigen Politik. Das trifft auch zu auf .die Durchsetzung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit, für die die Stadtverordne­
tenversammlung und der Rat der Stadt gemäß §§ 2, 68 GöV 
eine besondere Verantwortung tragen. Zu unserem gesicher­
ten Erfahrungsschatz zählt das Wissen darum, daß Sicher­
heit, Ordnung, Ruhe und Sauberkeit sowie gute Umweltbe­
dingungen zu den untrennbaren Bestandteilen sozialistischer 
Lebensweise gehören. Sie festigen die Liebe der Bürger zur 
Heimat und wirken in hohem Maße produktivitätsfördernd.

Die erreichten Ergebnisse zeigen, daß wir immer dann gut 
vorangekommen sind, wenn ideologische Klarheit über den 
untrennbaren Zusammenhang zwischen der Lösung der poli­
tischen, sozialen, geistig-kulturellen Aufgaben Und der Festi­
gung von Ordnung und Sicherheit geschaffen wurde.

Wir gehen stets davon aus, daß jeder Anspruch an die 
Verwirklichung unserer ökonömischen Zielstellungen zugleich 
ein Anspruch an die Menschen, an ihr Wissen, Verständnis 
und ihre Leistungsbereitschaft ist. Deshalb bereiten wir als 
Rat z. B. die Tagungen der Stadtverordnetenversammlung ge­
meinsam mit den Vorsitzenden der ständigen Kommissionen 
langfristig vor und legen im Rahmen von Maßnahmeplänen 
komplexe Aufgaben für die Tätigkeit des Rates und zur Un­
terstützung der Abgeordneten fest.

In die Vorbereitung, Durchführung und Kontrolle von 
Planmaßnahmen beziehen wir von Anbeginn auch Aufgaben 
und Erfordernisse ein, die sich aus der Durchsetzung der so­
zialistischen Gesetzlichkeit ergeben.

Die Arbeitsergebnisse beweisen, daß die Einhaltung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit, die Wahrung von Ordnung und 
Sicherheit sich nicht im Selbstlauf entwickeln. Das bedarf der 
Organisation, der Leitung und der Kontrolle der Durchset­
zung. Es handelt sich' also um einen Erziehungsprozeß zur 
bewußten und freiwilligen Einhaltung der sozialistischen 
Rechtsnormen. Je besser es uns gelingt, dafür eine Massen­
basis zu schaffen, desto größer isjt der Erfolg.

Aktivitäten der Volksvertreter

Die Abgeordneten, die Mitglieder des Rates und alle Mitar­
beiter gehen davon aus, daß von ihrem Auftreten und von 
ihrer Arbeit in entscheidendem Maße mit abhängt, wie kon­
kret in der Kreisstadt auch die Aufgaben von Sicherheit, Ord­
nung und Disziplin erfüllt werden.

Im engen Zusammenwirken mit dem Stadtausschuß der 
Nationalen Front gelang es uns z. B., die Öffentlichkeitsar­
beit wirksam zu gestalten und dadurch eine wachsende Zahl 
von Bürgern für die Erfüllung unserer Planaufgaben zu mo­
bilisieren. Auf dem Gebiet von Ordnung und Sicherheit sind 
gegenwärtig in der Stadt ca. 7 000 Bürger tätig, das ist V3 der 
Wahlberechtigten.

Als ein bewährtes Leitungsinstrument nutzen wir den 
Plan der politischen Massenarbeit. Er orientiert z. B. auf 
Wahlkreisaktivtagungen, Rathausgespräche, öffentliche Rats­
sitzungen und operative Einsätze des Rates sowie auf Bera­

tungen in den Wohnbezirken. Dabei gelingt es zunehmend 
besser, die Information und Argumentation zu Grundfragen 
unserer Politik mit den kommunalpolitischen Zielen und den 
Erfordernissen von Ordnung und Sicherheit zu verbinden. 
Und das kommt bei den Bürgern an. Sie unterbreiten Vor­
schläge und Hinweise; was noch besser gemacht werden kann 
und wie durch ihre Mitwirkung jene Dinge in Ordnung zu 
bringen sind, die sie für beanstandenswert halten..

In 32 Wahlkreisaktivtagungen des Jahres 1984 gab es z. B. 
allein 71 Hinweise zu Fragen von Ordnung und Sicherheit, 
von denen noch bis zum Jahresende die Mehrzahl verwirklicht 
wurde. Das stärkt die Autorität der Abgeordneten und ist zu­
gleich ein Erfolgserlebnis in Sachen „Sozialistische Demokra­
tie“ für unsere Bürger. Ihr Vertrauen wächst.

Leitungsverantwortung des Rates

Zwischen dem Rat der Stadt und den Betrieben des Terri­
toriums hat sich eine enge Zusammenarbeit auf der Grund­
lage des § 68 Abs. 2 GöV herausgebildet. Sie trägt unmit­
telbar dazu bei, die Erfordernisse von Sicherheit, Ordnung 
und Sauberkeit im Stadtgebiet langfristig und mit konkre­
ten Maßnahmen durchzusetzen. So werden z. B. in halbjähr­
lichen Beratungen konkrete Verpflichtungen im Rahmen von 
Kommunalverträgen vorbereitet, festgelegt und kontrolliert. 
Eine wachsende Anzahl von Betrieben unserer Stadt setzt ge­
meinsam mit ihren Patenwohnbezirken Sicherheit und Ord­
nung als komplexe Aufgabe durch.

Gute Erfahrungen sammelten wir seit 1983 mit einer neu 
gebildeten Arbeitsgruppe „Sicherheit“. Sie steht unter mei­
ner Leitung. Ihr gehören die verantwortlichen Rätsmitglieder 
der Bereiche Inneres, Örtliche Versorgungswirtschaft, Verkehr, 
Handel und Versorgung sowie Jugend, Sport und Volksbil­
dung an. Zu den Beratungen werden der Ortssekretär der 
SED, die Vorsitzende des Stadtausschusses der Nationalen 
Front und Mitarbeiter der Volkspolizei eingeladen. Vertre­
ten sind außerdem der VEB Stadttechnik und der VEB Gebäu­
dewirtschaft. Die Gruppe findet sich stets zur gleichen Zeit 
einmal in der Woche zusammen und erörtert Probleme der Si­
cherheit, Ordnung und Sauberkeit, der Betreuung kriminell 
gefährdeter Bürger und Haftentlassener. Die Erfüllung fest­
gelegter Maßnahmen wird kontrolliert Die Beratungen die­
nen auch dazu, rechtzeitig’ Schwerpunkte eventueller Sicher­
heitsgefährdung zu erkennen und die notwendigen Schritte zu 
beschließen.

Durch die Arbeitsgruppe gelingt es u. a., schnell und unbü­
rokratisch auf Probleme zu reagieren und Maßnahmen zu de­
ren Lösung einzuleiten. Das zeigt sich besonders bei
— der Vorbereitung und Absicherung von Heimatfesten,
— der weiteren Gestaltung unseres Neubaugebiets, des Stadt­

parks und des Ehrenhains,
— der Erneuerung der Verkehrsleiteinrichtungen,
— der Sauberhaltung der Straßen bis hin zur Entfernung

überalterter, die Sicherheit gefährdende Straßenbäume.
Gemäß der Forderung- des X. Parteitages 'der SED richten

wir unsere Anstrengungen verstärkt auf die Erhöhung der 
Wirksamkeit unserer Stadtordnung. Ihre Überarbeitung er­
folgte deshalb kürzlich unter breiter Einbeziehung der Bür­
ger. 53 Hinweise und Vorschläge wurden berücksichtigt. Heute 
ist jeder Haushalt im Besitz unserer überarbeiteten Stadt­
ordnung, denn sie ist eine Anleitung für richtiges Handeln 
und Verhalten und soll die Initiativen und guten Taten der 
Bürger fördern. Deshalb betrachten wir die Arbeit mit ihr 
als politische Massenarbeit, als Arbeit zur gesellschaftlichen 
Erziehung im Wohngebiet. Ihre tägliche Verwirklichung er­
fordert eine ständige Popularisierung. Wir nutzen dazu alle 
Formen der politischen Massenarbeit.

Eine wirksame Form sind Wohnbezirksbegehungen. An ih­
nen nehmen Abgeordnete, Ratsmitglieder, Wohnbezirksaus­
schuß-Vorsitzende, die ABVs, Vertreter der jeweiligen Be­
triebe und weitere gesellschaftliche Kräfte teil. Diese Be­
gehungen helfen stets, weitere Maßnahmen zur Verschönerung 
der Stadt und für hohe Ordnung und Sicherheit durchzuset­
zen.

Auch der „Mach-mit!“-Wettbewerb des Ortsausschusses der 
Nationalen Front mobilisiert die Bürger wirkungsvoll für die 
Durchsetzung der Stadtordnung. ,

In unserer Stadt bestehen 602 Hausgemeinschaften; die im 
Rahmen von Mietermitwirkungsverträgen die Pflege und 
Sauberhaltung der Wohngrundstücke sowie der angrenzenden 
Gehwege übernommen haben. 48 Hausgemeinschaften wurden 
in diesem Jahr neu gebildet. Immer mehr von ihnen stellen 
sich konkrete und abrechenbare Aufgaben, die gleichzeitig 
ihre wachsende Verantwortung dokumentieren. So haben sich 
z. B. viele Hausgemeinschaften das Ziel gestellt, Sicherheit


